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Sachverhalt:
Der Rat der Stadt hat in seiner Sitzung am 23.09.2014 den Aufstellungsbeschluss
zum Bebauungsplan I-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost / 13. Anderung gefasst.

Das Plangebiet liegt in der Ortslage Wegberg, zwischen Clematisweg und Efeuweg.
Es umfasst die Parzellen 186, 214 und 296 sowie einen Teil der Wegeflache
(Parzelle 187). Der genaue Verlauf des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist
aus dem beigefugten Entwurfsplan ersichtlich (Anlage 3)

Zielsetzung ist es, die planungsrechtliche Grundlage zu einer Umnutzung der
Spielplatzflache in eine Flache fir Wohnnutzung zu schaffen.

Da es sich bei diesem Bebauungsplan um einen Plan der Innenentwicklung im
beschleunigten Verfahren nach § 13a Baugesetzbuch (BauGB) handelt, wurde
dieser ohne Durchfiuhrung einer Umweltprifung aufgestellt. Ferner konnte vor
diesem Hintergrund von einer fruhzeitigen Unterrichtung und Erdrterung nach § 3
Abs. 1 sowie der entsprechenden Tragerbeteiligung nach § 4 Abs. 1 BauGB
abgesehen werden.

Der ausgearbeitete Bebauungsplanentwurf mit Begrindung und weiteren Unterlagen
hat in der Zeit vom 23.02.2015 bis einschlieRlich 27.03.2015 o6ffentlich ausgelegen.
Die in diesem Zeitraum eingegangenen Stellungnahmen der Behorden und sonstiger
Trager offentlicher Belange sind in tabellarischer Form aufgearbeitet und als Anlage
1 beigeflgt worden.

Nach Ansicht der Verwaltung sollte der Stellungnahme des Kampfmittelraumdienstes
Rechnung getragen werden und ein entsprechender Hinweis in den Bebauungsplan
aufgenommen werden.

Wahrend der Auslegung des Planentwurfes wurde ferner eine Stellungnahme seitens
der Offentlichkeit abgegeben (Anlage 2). Aus Sicht der Verwaltung ergibt sich
hieraus nicht die Notwendigkeit zur Anderung des Bebauungsplanentwurfes.

Die Bebauungsplanunterlagen sind den Anlagen 3 bis 5 zu entnehmen.



Als nachste Verfahrensschritte stehen nun der Beschluss Uber die eingegangenen
Anregungen und Stellungnahmen sowie die Fassung des Satzungsbeschlusses an.

Beschlussvorschlag:

1.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung und -planung empfiehlt dem Rat der
Stadt Wegberg, er moge - unter Berucksichtigung der Ausfuhrungen in der
Anlage 1 - den von der  Verwaltung vorgeschlagenen
Beschlussempfehlungen hinsichtlich der vorgebrachten Anregungen und
Stellungnahmen der Trager, wie beschrieben, folgen. Hieraus ergibt sich
lediglich die Aufnahme eines zusatzlichen Hinweises bezuglich moglicher
Kampfmittel in den vorliegenden Entwurf des Bebauungsplanes.

Der Ausschuss fur Stadtentwicklung und -planung empfiehlt dem Rat der
Stadt Wegberg, er moge - unter Berucksichtigung der Ausflihrung in der
Anlage 2 - der von der Verwaltung vorgeschlagenen Beschlussempfehlung
hinsichtlich der vorgebrachten Anregung aus der Offentlichkeit, wie
beschrieben, folgen und somit den seitens der Burgerschaft vorgebrachten
Bedenken nicht entsprechen.

FUr den Fall, dass der Rat der Stadt im Sinne der Beschlisse Nr. 1 und 2
Uber die vorgebrachten Anregungen und Stellungnahmen beschlief3t, wird
dem Rat ferner empfohlen, den Bebauungsplan I-3B, Wegberg — Beecker
Heide Ost / 13. Anderung in der erganzten Fassung als Satzung zu
beschliessen.

Der Burgermeister wird beauftragt, den Beschluss o6ffentlich
bekanntzumachen.

Das Plangebiet liegt in der Ortslage Wegberg und umfasst die Parzellen 186,
214 und 296 sowie einen Teil der angrenzenden Wegeflache (Parzelle 187).
Der genaue Verlauf des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes ist aus
dem beigefugten Entwurfsplan ersichtlich.

Die zu diesem Bebauungsplan gehorende Entwurfsbegrindung wird als
Entscheidungsbegrindung tbernommen.

Mit Inkrafttreten dieses Satzungsbeschlusses wird der Bebauungsplan [-3B,
Wegberg — Beecker Heide Ost / 13. Anderung rechtskraftig und zugleich
innerhalb des Geltungsbereiches die Festsetzungen des urspringlichen
Bebauungsplans 1-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost / 4. Anderung
aufgehoben.

Grundlage fur diese Beschlusse sind die §§ 1, 10 und 13a des Baugesetzbuches
(BauGB) vom 23.09.2004 (BGBI. | S. 2414), in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der
Gemeindeordnung (GO) fur das Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994 (GV.
NRW. S. 666 / SGV. NRW. 2023). Die vorgenannten Rechtsvorschriften gelten in der
zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses gultigen Fassung.



Kosten und Finanzierung:
Durch diesen Beschluss entstehen keine Kosten.

Alternativen:
Keine Vorschlage der Verwaltung

Anlage/n:

1. Tabellarische Auswertung der Stellungnahmen der Trager aus der Offenlage
des Planentwurfes

2. Tabellarische Auswertung der Anregungen seitens der Offentlichkeit im

Rahmen der Offenlage des Planentwurfes

Bebauungsplanentwurf

Entwurfsbegrindung

Textliche Festsetzungen und Hinweise, Stand 24.11.2014

ok w
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Anlage 1

Entwurf der Abwigungstabelle (Behérden und TOB's)
fur die
vom 23.02.2015 bis einschlieBlich 27.03.2015
erfolgte Offenlage der Entwurfsplanung zum

Bebauungsplan I-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost / 13. Anderung


steverm
Schreibmaschinentext
Anlage 1


Lfd.- Bezeichnung der Inhaltliche Zusammenfassung der Bewertung der Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behorde bzw. des Stellungnahme vorschlag
TOB's
1 | Bezirksregierung Es wird mitgeteilt, dass sich innerhalb des Die in Rede stehende Flache Der Rat der Stadt
Dusseldorf Bebauungsplangebietes ein ehemaliger (Lavendelweg 23) ist bereits seit beschlielt, folgenden

Kampfmittelrdum-dienst

gaufgraben befindet und empfohlen, eine
Uberprifung des konkreten Verdachtes sowie der
zu Uberbauenden Flache auf Kampfmittel.

den 1980er Jahren im Bereich des
ehemaligen Laufgrabens bebaut.
Daher kann eine Untersuchung
hier nicht durchgefiihrt werden. In
Abstimmung mit der
Bezirksregierung Dusseldorf wird
daher ein Hinweis in den
Bebauungsplan aufgenommen.

Hinweis in den
Bebauungsplan
aufzunehmen: , Im
Bereich des
Grundstlickes
Lavendelweg 23
befand sich im
vorderen Bereich des
Grundstlickes nach
Auswertung von
Luftbildern aus den
Jahren 1939-1945
und anderen
historischen
Unterlagen eine
Militéreinrichtung des
2. Weltkrieges
(Laufgraben). Vor
Erdarbeiten ist eine
Kampfmitteluntersuch
ung durchzufihren.
Hierzu ist Kontakt mit
der Bezirksregierung
Dusseldorf —
Kampfmittelbeseitigun
ungsdienst
aufzunehmen.”




Lfd.- Bezeichnung der Inhaltliche Zusammenfassung der Bewertung der Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behorde bzw. des Stellungnahme vorschlag
TOB's

2 | Bundesamt fur Es bestehen keine Bedenken bzw. keine Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt
Infrastruktur, Einwéande. Kenntnis genommen. Kenntnis.
Umweltschutz und
Dienstleistungen der
Bundewehr

3 | Fernleitungs- Die Gesellschaft teilt mit, dass sie nicht Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt
Betriebsgesellschaft | betroffen sei. Kenntnis genommen. Kenntnis.

4 | Kreis Heinsberg, Es erfolgt die Angabe der Hydrantenabstande | Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt
Brandschutzdienst- und des Léschwasserbedarfes. Kenntnis genommen. Kenntnis.
stelle Auswirkungen auf den

Planentwurf ergeben sich nicht.
5| EBV Der Geltungsbereich liegt auBerhalb der Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt
ehemaligen Sophia-Jacoba GmbH Kenntnis genommen. Kenntnis.
Berechtsame Steinkohle. Es werden keine
Bedenken erhoben.

6 | NEW Netz GmbH Es bestehen keine Bedenken. Nach Sichtung | Die Stellungnahme betrifft die Der Rat nimmt
auch im Namen der | der zugesandten Unterlagen wird darauf Ausfuhrungsplanung. Kenntnis.
West Energie und hingewiesen, dass im Bereich des Auswirkungen auf den '
Verkehr GmbH Bebauungsplangebietes Planentwurf ergeben sich nicht.

Versorgungsleitungen liegen. '
7 | Kreis Heinsberg Aus den vom Kreis Heinsberg zu vertretenen | Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt

Belangen werden gegen die 0.g.
Bauleitplanung keine Einwendungen
erhoben.

Erkenntnisse Uber Altlast-Verdachtsflachen
liegen zurzeit nicht vor.

Kenntnis genommen.

Kenntnis.




Lfd.- Bezeichnung der Inhaltliche Zusammenfassung der Bewertung der Stellungnahme Beschluss-
Nr. Behodrde bzw. des Stellungnahme vorschlag
TOB's
8 | Erftverband Leitungen, Messstellen und Anlagen des Die Stellungnahme wird zur Der Rat nimmt
Erftverbandes sind derzeit durch die v.g. Kenntnis genommen. Kenntnis.
MaRnahmen nicht betroffen. Daher bestehen
aus wasserwirtschaftlicher Sind seitens des
Erftverbandes keine Bedenken
9 | RWE Power AG Die RWE Power AG weist darauf hin, dass Der Planentwurf enthélt bereits | Der Rat nimmt

das gesamte Plangebiet in einem Auebereich
liegt, in dem der naturliche
Grundwasserspiegel nahe der
Gelandeoberflache ansteht und der Boden
humoses Bodenmaterial enthalten kann.
Humose Bdden sind empfindlich gegen
Bodendruck und im Allgemeinen kaum
tragfahig. Erfahrungsgemag wechseln die
Bodenschichten auf kurzer Distanz in ihrer
Verbreitung und Machtigkeit, so dass selbst
bei einer gleichmaRigen Belastung diese
Bdden mit unterschiedlichen Setzungen
reagieren.

Das gesamte Plangebiet ist daher wegen der
Baugrundverhaltnisse gemal § 9 Abs. 5 Nr. 1
BauGB als Flache zu kennzeichnen, bei
deren Bebauung ggf. besondere bauliche
MaRnahmen, insbesondere im
Grundungsbereich, erforderlich sind.

Es wird die Aufnahme von entsprechenden
Hinweisen zu den Baugrundverhaltnissen und
den Grundwasserverhaltnissen im Plangebiet
angeregt.

diesbezigliche Hinweise (siehe
Hinweis Lfd.-Nr. 3).

Eine weitere Ergénzung des
Planentwurfes ist nicht
erforderlich.

Kenntnis.




10

Bezirksregierung
Arnsberg

Das Plangebiet liegt iber dem auf Braunkohle

Der Hinweis wird zur Kenntnis

Der Rat

verliehenen Bergwerksfeld ,Union 171“ im Eigentum | genommen. Auswirkungen auf | nimmt
der RV Rheinbraun Handel und Dienstleistungen | den Planentwurf ergeben sich Kenntnis.
GmbH, hier vertreten durch die RWE Power AG in nicht.

Kéln.

Der Bereich des Bebauungsplanes ist nach den hier | Sowohl die RWE Power AG als | Der Rat
vorliegenden Unterlagen von durch auch der Erftverband wurden im | nimmt
Sumpfungsmalnahmen des Braunkohlebergbaus Rahmen der Offenlage beteiligt. | Kenntnis.
bedingten Grundwasserabsenkungen betroffen. (siehe Ifd. Nr. 8 und 9)

Es wird eine Anfrage an die RWE Power AG sowie

den Erftverband angeregt.

Es wird nur der Vollstéandigkeit halber darauf Der Hinweis wird zur Kenntnis Der Rat
hingewiesen, dass das gesamte Stadtgebiet — bis auf | genommen. Auswirkungen auf | nimmt
randliche Bereiche — auf dem Feld der Erlaubnis zu den Planentwurf ergeben sich Kenntnis.

gewerblichen Zwecken ,Rheinland” liegt.

Diese Erlaubnis gewahrt das befristete Recht zur
Aufsuchung des Bodenschatzes ,Kohlenwasserstoff*
innerhalb der festgelegten Feldesgrenzen.

nicht.




Anlage 2

Abwigungstabelle (Offentlichkeit)

fur die

vom 23.02.2015 bis einschlieRlich 27.03.2015

erfolgte Offenlage der Entwurfsplanung zum

Bebauungsplan 1-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost / 13. Anderung

Lfd.- | Bezeichnung Inhaltliche Zusammenfassung der Stellungnahme Bewertung der Stellungnahme | Beschluss-
Nr. | (@anonymisiert) vorschlag
1| Burger 1 Das Spielplatzgrundstiick beinhaltet einen 6ffentlichen Weg, Der FuBweg wurde zur Der
der direkt an unserer Grundstiicksgrenze (Flurstiick 296) lediglich Erschlieung der Anregung
entlangfuhrt. Diesen Weg haben wir in der Vergangenheit Spielplatzflache angelegt und | wird nicht
regelmaRig genutzt, um von unserem Garten aus z.B. mit stellt eine Verbindung gefolgt.

Mdlltonnen, Gartenabféllen und Fahrradern zum Clematisweg
zu gelangen. Die an unser Grundstiick angrenzende
Grunflache des Spielplatzes und insbesondere die
Nutzungsmdglichkeit eben dieses Weges waren fir uns
entscheidend beim Kauf unseres Hauses. Daher legen wir
Wert darauf, als Anlieger den Weg fur private Zwecke
weiterhin nutzen zu kénnen.

Im Falle eines Verkaufs des Spielplatzgrundstiickes
einschlielich des Weges an andere als uns, kénnten wir den
Weg nicht mehr nutzen, was fiir uns eine erhebliche

zwischen dem Efeuweg und
dem Clematisweg dar. Im
derzeit rechtskraftigen
Bebauungsplan ist die in Rede
stehende Flache insgesamt
als Spielplatzflache
festgesetzt. Der vorhandene
FuBweg ist somit
planungsrechtlich nicht
gesichert und kénnte bereits
heute - unabhéngig von der



steverm
Schreibmaschinentext
Anlage 2


Lfd.-
Nr.

Bezeichnung
(anonymisiert)

Inhaltliche Zusammenfassung der Stellungnahme

Bewertung der Stellungnahme

Beschluss-
vorschlag

Minderung der Wohnqualitat und des Immobilienwertes zur
Folge hatte. In den vergangenen Jahren haben wir aus diesem
Grund bereits mehrfach Interesse am Kauf des
Spielplatzgrundstiicks ge&uBert.

Daher bitten wir nun erneut darum, das Spielplatzgrundstuick
ganz oder teilweise, wenigstens aber den 2 m breiten Weg an
uns zu verkaufen, damit wir zumindest den Weg zum
Nutzungserhalt in unser bisheriges Grundstiick integrieren
kénnen.

beabsichtigten
Bebauungsplanédnderung -
verlegt oder sogar ersatzlos
entfernt werden. Das
angrenzende Grundstiick wird
durch ein freistehendes
Einfamilienhaus genutzt, so
dass die rickwartige
Gartenflache uUber das eigene
Grundstick bedenkenlos
erreicht werden kann. Somit
besteht keine Notwendigkeit
den FuBweg nach Aufgabe der
Spielplatznutzung fir den
angrenzenden
Grundstiickseigentiimer
beizubehalten. Uber eine
VerduBerung der Flache wird
nicht im Rahmen der
Bauleitplanung entschieden.




Bebauungsplan 1-3B, Weg

Es wird bescheinigt, dass

1. die Grenzen und Bezeichnungen der
Flurstiicke mit dem Liegenschaftskataster
(ibereinstimmen;

2. die Planunterlage den Zustand
genau und vollstandig wiedergibt,
Stand: 18.12.2014.

3. die Festlegung der stadtebaulichen
Planung geometrisch eindeutig ist.

Wegberg, den

Dipl.-Ing. Axel Hollander
Offentlich best. Verm.-Ingenieur

Der Rat der Stadt Wegberg hat gem.

Abs. 1 des Baugesetz
am

uches (BauGB

die Aufstellung des Bebauungsplanes
1-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost/
13. Anderung beschlossen.

Der Beschluss Uber die Aufstellung ist

am

bekanntgemacht worden.

Wegberg, den

Der Blrgemeister

Ratsmitglied

Clematisweg

de Ost / 13. Anderung
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Textliche Festsetzungen

1. GemaR § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3 Nr. 4
(Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht Bestandteil des Bebauungsplanes werden.

2. GemaR § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet die ErdgeschossfuRboden-
hohe max. 0,5 m Gber der vorgelagerten Verkehrsflache liegen darf. Grundsatzlich maRgebhend fiir die
Ermittlung der Héhenlage baulicher Anlagen ist die jeweilige Héhenlage der erschlieBungsmagig

vorgelagerten Verkehrsflache.

3. GemaR § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet eine Trauthdhe von 4,50 m
nicht Gberschritten werden darf. Als Trauthohe gilt das Maf zwischen der vorgelagerten Verkehrs-
flache und dem Schnittpunkt der AuRenseite der AuRenwand mit der Unterseite der Dachhaut. Uber-
schreitungen der festgesetzten maximalen Traufhéhe im Bereich zurlickgesetzter Wandabschnitte in
einer Breite von maximal 2,00 m je Wohngebaude sind zulassig.

4. GemaR § 12 Abs.6 BauNVO wird festgesetzt, dass Garagen und Stellplatze nur innerhalb der iber-
baubaren Flache zulassig sind. Hiervon abweichend ist die Anlage von Stellplatzen auf den Zufahrts-
bereichen zu Garagen zulassig. Zwischen Garagen und grundstlicksseitiger StralRenbegrenzungslinie
ist ein Abstand von mindestens 5,00 m einzuhalten.

5. GemaR § 86 BauONRW in Verbindung mit ?eg Abs. 4 BauGB wird festgesetzt, dass Garagen und
Nebenanlagen von der im Bebauungsplan festgesetzten Dachneigung ausgenommen sind.

Hinweise

1. Beim Auftreten arch&ologischer Bodenfunde ist die Stadt We%berg als Untere Denkmalbehérde
oder das Rheinische Amt fiir Bodendenkmalpflege unverziiglich zu informieren. Bodendenkmal und
Fundstelle sind zunachst unverandert zu erhalten. Die Weisung des Rheinischen Amtes fiir Boden-
denkmalpfiege fiir den Fortgang der Arbeiten ist abzuwarten.

2. Sollten bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die nachstgelegene Dienst-
stelle der Polizei, der Kampfmittelraumdienst oder die Stadt Wegberg, Fachbereich Birgerservice
und Sicherheit, zu benachrichtigen.

1) 3. Das Plangebiet liegt im Auebereich. Wegen der Bodenverhaltnisse im Auebereich sind bei der
300 Bauwerksgriindung ggf. besondere bauliche MaRnahmen, insbesondere im Griindungsbereich,

erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054, der DIN 18 196 sowie die Bestimmungen
der Bauordnung des Landes Nordrhein-Westfalen zu beachten. Der natiidiche Grundwasserspiegel
steht nahe der Gelandeober flache an. Der Grundwasserstand kann voriibergehend durch kiinstliche

318 282 oder natir liche Einflisse verandert sein. Bei den Abdichtungsmalinahmen ist ein zukiinfiger Wieder-
gnsti%g des Grundwassers auf das naturliche Niveau zu berticksichtigen. Hier ist die DIN 18195 zu

eachten.

4. Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 2 und in der Untergrundklasse T1. In der
DIN 4148 sind die entsprechenden bautechnischen MaRnahmen aufgefiihrt.

5. Aufgrund der Simpfungsauswirkungen des Braunkohlentagebaus sind hier ungleichmaRige Boden-

199 bewegungen nicht auszuschlieRen.
) 6. Beim L\J/w_hn}cij mit Niederschlagswasser sind das Arbeitsblatt ATV 138 und das Arbeitsblatt
: ATV-D 153 in der jeweils giltigen Fassung zu beachten. Auf die Notwendigkeit einer wasser-
rechtlichen Erlaubnis bei Einleitung von Niederschlagswasser wird hingewiesen.

?2

Der Vorentwurf dieses Plans hat gemag
§ 3 Abs. 1 des Baugesetzbuches
(BauGB) nach Bekanntmachung

17,11 (R
in der Zeitvom ............

bis

einschlieRlich &ffentlich 'éﬁ'é.'gelegen.

Wegberg, den
Der Blrgemeister
i.V.

Technischer Beigeordneter

Dieser Plan mit Begriindung hat geman
§ 3 Abs. 2 des Baugesetzbuches
(BauGB) nach Bekanntmachung

vom

in der Zeitvom .................bis .......
einschlieRlich éffentlich ausgelegen.

Wegbherg, den
Der Biirgermeister
iV.

Technischer Beigeordneter

Dieser Plan mit Begriindung hat gemaf
§ 4a Abs . 3 des Baugesetzbuches
(BauGB) nach Bekanntmachung

(o1 |

in der Zeitvom ..................his ................
einschlieBlich erneut dffentlich
ausgelegen.

Wegberg, den

Der Blrgemeister
iV.

Technischer Beigeordneter

Dieser Plan —in der gednderten Fassung
—istgem. §§ 7 und 41 der Ge-
meindeordnung fiir das Land Nordrhein-
Westfalen (GO) in Verhindung mit § 10
des Baugesetzhuches (BauGB) und § 86
der Bauordnung fiir das Land Nordrhein-
Westfalen (BauO NRW) durch den Rat

der Stadt Wegberg

aM s g2l

als Satzung beschlossen worden.
Wegberg, den ........................ 201
Der Birgermeister Ratsmitglied

Gemalk § 10 Abs. 3 des Baugesetzbuches
(BauGB) ist der Beschluss des
Bebauungsplanes mit Hinweis auf die
Méglichkeit der Einsichtnahme,

bekanntgemacht worden.

Wegberg, den ........................201

Der Blrgemeister

Der Bebauungsplan trat mit Datum
............................ in Kraft.

Wegberg, den
Der Birgermeister
i.V.

Technischer Beigeordneter




Bebauungsplan I-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost /
13. Anderung

Entwurfsbegriindung

1.0 Begrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet liegt innerhalb der Ortslage Wegberg und umfasst die derzeitige
Spielplatzfliche am Clematisweg, die unmittelbar angrenzenden Wohngrundstiicke
sowie eine Teilfldche der sliddstlich angrenzenden Wegeparzelle. Das Plangebiet hat eine
Fldche von rund 1.200 gm. Der genaue Verlauf des Geltungsbereiches des Plangebietes
ist im Bebauungsplan eindeutig festgesetzt.

2.0 Bestehende Rechtsverhédltnisse

Das Plangebiet liegt innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes -3 B,
Wegberg — Beecker Heide Ost / 4. Anderung. Die Spielplatzfliche Clematisweg ist
entsprechend ihrer bisherigen Nutzung festgesetzt. Die festgesetzten (iberbaubaren
Grundstlckflichen der benachbarten Wohngrundstiicke halten einen Abstand von 3
Metern zur derzeitigen Spielplatzflache ein. Eine siidostlich angrenzende Wegefliche
stellt eine fuBldufige Verbindung vom Efeuweg zum Spielplatz dar und ist im
vorgenannten Bebauungsplan entsprechénd festgesetzt. Zugleich Gbernimmt der Weg in
einem Teilbereich eine ErschlieBungsfunktion fiir die Wohnhaduser Efeuweg 41 und 43.

3.0 Anlass und Zielsetzung der Planaufstellung

Der Ausschuss fur Bildung, Kultur, Soziales und Sport hat in seiner Sitzung am 17.09.2013
iiber eine Uberpriifung und Optimierung der Spielpldtze im Innenring beraten. Da eine
grole Anzahl an Spielpldtzen im Innenring erhéhte Material- und Personalkosten
verursachen und einige Spielplatze aufgrund ihrer Standorte und geringen FlachengréRe
nicht sinnvoll erscheinen, sollen diese Spielpldtze optimiert werden. So wurde unter
anderem beschlossen, die Spielpldtze an den Standorten Schlehenweg, Goldregenweg
und Am See zukiinftig aufzuwerten und im Gegenzug kleinere Spielplitze im Nahbereich
zu diesen Standorten (Holunderweg, Clematisweg, Knospenweg / Bliitenweg) in Form
von Rasen- und Begegnungsflachen pflegeextensiv umzugestalten.



Im Anschluss an diese Beratung wurden Interessen am Kauf der Spielplatzfliche
Clematisweg gegeniiber der Stadt geduBert. Uber diese Kaufinteressen wurde im
Grundstticksausschuss am 03.12.2013 beraten und einer VerduRerung im Grundsatz
zugestimmt. Aufgrund der derzeitigen Festsetzungen ist eine VerduRerung der
derzeitigen Spielplatzfliche erst nach Durchfiihrung einer Bebauungsplaninderung
moglich. Der Grundstiicksausschuss hatte daher dem Rat vorgeschlagen, die Verwaltung
zu beauftragen, ein entsprechendes Verfahren durchzufiihren. Der Rat hat sich in seiner
Sitzung am 17.12.2013 dieser Beschlussempfehlung angeschlossen.

Eine zeitnahe Umsetzung konnte aufgrund fehlender Haushaltsmittel zur
Bebauungsplanausarbeitung nicht erfolgen. Sodass erst am 04.09.2014 im Ausschuss fiir
Stadtentwicklung und —planung (iber eine Anderung des derzeitigen Bebauungsplanes
beraten wurde. Zur Einleitung des Verfahrens hat schlieRBlich der Rat der Stadt am
30.09.2014 den diesbeziiglichen Aufstellungsbeschluss gefasst und damit die Verwaltung
beauftragt, das Bebauungsplanverfahren durchzufiihren. Der Aufstellungsbeschluss
umfasst ausschlieflich die eigentliche derzeitig festgesetzte Spielplatzfliche sowie eine
Teilfliche eines sidostlich angrenzenden FuBweges, welche bei einer Aufgabe der
Spielplatznutzung nicht mehr benétigt wiirde. Die geringe Breite der derzeitigen
Spielplatzflache von rund 8 Metern erméglicht nicht eine eigenstindige Bebauung dieser
Flache. Somit widre eine bauliche Nutzung nur Form eines Anbaues an die vorhandene
Wohnbebauung Lavendelweg 23 oder Clematisweg 16 mdglich. Die festgesetzten
Uberbaubaren Grundstiicksflaichen dieser angrenzenden Wohngrundstiicke halten heute
einen Abstand von 3 Metern zur Spielplatzflache ein. Daher wird nicht nur im Bereich der
derzeitigen Spielplatzfldche eine liberbaubare Flache neu festgesetzt, sondern diese auch
an die angrenzende bereits festgesetzten (berbaubaren Flichen der angrenzenden
Wohngrundstiicke angeschlossen. Aus diesem Grund wird eine VergréBerung des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes im Verhidltnis zum  Aufstellungsbeschluss
erforderlich.

Ein Bebauungsplan fiir die Wiedernutzung von Fldchen, die Nachverdichtung oder
anderer MalBnahmen der Innenentwicklung kann unter bestimmten Voraussetzungen im
beschleunigten Verfahren nach § 13 a BauGB ohne Durchfiihrung einer Umweltpriifung
und einer friihzeitigen Unterrichtung und Erdrterung der Offentlichkeit aufgestellt
werden. Aufgrund der geringen FlachengréRe von 1.200 gm des Plangebietes wird dieses
Verfahren gem3B & 13 a BauGB nach dem Beschluss des Rates vom 30.09.2014
durchgefiihrt.



4.0 Planungsrechtliche Festsetzungen

Infolge der vorgenannten stdadtebaulichen Zielsetzung zur Umnutzung der ehemaligen
Spielplatzflaiche Clematisweg und zur Einbindung der Neubebauung in die n3here
Umgebung werden die nachfolgenden Regelungsinstrumente festgesetzt:

4.1 Art der baulichen Nutzung

Entsprechend der beabsichtigten Bebauung, aber auch im Hinblick auf die
bestehende angrenzende Wohnnutzung und den diesbeziiglichen Festsetzungen
des urspriinglichen Bebauungsplanes, wird die Art der baulichen Nutzung als
Allgemeines Wohngebiet (WA) festgesetzt. Aufgrund der beabsichtigten
Bebauung und der engen Nachbarschaft zur Wohnbebauung sowie des
Grundstlickszuschnittes und der Lage werden Gartenbaubetriebe und Tankstellen
ausgeschlossen.

4.2 MaR der baulichen Nutzung

Das MaR der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die iberbaubare
Grundstticksflache, die Grundflachenzahl, die Zahl der Vollgeschosse, durch die
maximale Trauf- und ErdgeschossfuBbodenhéhen wie folgt festgesetzt:

4.2.1 Uberbaubare Grundstiicksfliche
Die (berbaubare Grundstiicksfliche wird in Anlehnung an den
urspriinglichen Bebauungsplan mit einer Tiefe von 18 Metern und
einen Abstand von 3 Metern parallel zur StraRenbegrenzungslinie
festgesetzt. Ein Anschluss an die tberbaubaren Grundstiicksflichen
der vorhandenen Wohngrundstiicke ermdéglicht zuklinftig hier eine
weitere bauliche Nutzung.

4.2.2 Grundflachenzahl
Die festgesetzte Grundflachenzahl erméglicht eine stidtebaulich und
wirtschaftlich vertrdgliche Ausnutzung des Plangebietes und ist aus
dem urspriinglichen Bebauungsplan ibernommen.

4.2.3 Zahl der Vollgeschosse
Im Plangebiet ist die Zahl der Vollgeschosse abgeleitet aus dem
urspriinglichen Bebauungsplan. Die Neubebauung kann ' somit
hinsichtlich des Bauvolumens harmonisch eingebunden werden.



4.2.4 Trauf- und Erdgeschossfubodenhéhen

Zusdtzlich zu den vorgenannten Festsetzungen wird durch die
Festsetzung der maximalen TraufhGhe gewdhrleistet, dass sich die
neue Bebauung im Plangebiet maRvoll in den Bestand einfiigt und das
Ortsbild gewahrt bleibt. Die gewdhlte TraufhGhe leitet sich einerseits
aus dem Bestand ab und sichert andererseits ausreichende
Gestaltungsspielrdume hinsichtlich der Héhenentwicklung der
zukiinftigen  Bebauung. Die  Festsetzung der  maximalen
Erdgeschossfulbodenhdhe dient ebenfalls der Bestimmung der
MaRstablichkeit der Gebdude untereinander.

4.3 Bauweise

Die Bauweise im Plangebiet wird in Form von Einzel — und Doppelhdusern
festgesetzt und entspricht so dem angrenzenden baulichen Bestand und den
diesbezliglichen Festsetzungen des urspriinglichen Bebauungsplanes. Eine
harmonische Einbindung der Neubebauung kann dadurch sichergestellt werden.

4.4 ErschlieBung / Garagen und Stellplitze

Die ErschlieBung der ursptinglichen Spielplatzflache erfolgt lediglich liber einen 2
Meter breiten FuBweg, der die Strafen Clematisweg und Lavendelweg verbindet.
Aufgrund dieser geringfligig dimensionierten ErschlieRBung und der geringen
Breite des Flurstiickes von rund 8 Metern ist die ehemalige Spielplatzfliche nicht
eigenstandig - etwa mit einem freistehenden Einfamilienhaus - sondern lediglich
als Ergdnzung zum baulichen Bestand bebaubar.

Um Beeintrachtigungen der vorhandenen Gartenbereiche zu unterbinden sind im
Plangebiet Garagen und Stellpldtze auBerhalb der {berbaubaren
Grundstiicksflachen unzulassig.

4.3 Gestalterische Festsetzungen

Im Plangebiet wird fiir die Hauptdachflachen eine Dachneigungstoleranz von 30
bis 50 Grad festgesetzt. Dieses Ordnungsprinzip dient der Gestaltung des
Ortsbildes und soll die kiinftige Bebauung in die vorhandene Umgebung einfiigen.

Auch diese Festsetzung wurde aus dem urspriinglichen Bebauungsplan
libernommen.



5.0 Hinweise

Aufgrund der Lage des Plangebietes wurden Hinweise zur Niederwasserversickerung,
zum Grundwasserstand, zu den Bodenverhdltnissen, zum Umgang mit mdglichen
Kampfmitteln und archdologischen Bodenfunde sowie zur Lage des Plangebietes
innerhalb der Erdbebenzone 2 aufgenommen.

6.0 Beriicksichtigung von Umweltbelangen

Die Fldche des ehemaligen Spielplatzes wird derzeit in Form einer Intensivrasenflache
genutzt. Die angrenzenden Wohngrundstlicke weisen neben der Versiegelung durch
Bebauung typische Ziergartenstrukturen auf. Das Plangebiet liegt nicht innerhalb oder im
ndheren Umfeld von Schutzgebieten oder schutzwiirdigen Flachen. Nennenswerter
Baumbestand ist im Geltungsbereich nicht vorhanden. Streng geschitzte Tierarten sind
im Plangebiet nicht zu erwarten. Aufgrund der bisherigen Nutzung und des damit
einhergehenden Stérpotenzials ist nicht mit essenziellen Habitatfunktionen fir
planungsrelevante Tierarten zu rechnen. Beziiglich der planbedingten Verdnderung des
Storungsniveaus auf das Umfeld und dort mdoglicherweise vorkommenden Arten, ist
keine Erheblichkeit der Stérung anzunehmen. Das Planverfahren wird im sogenannten
»beschleunigten Verfahren” nach § 13 a BauGB durchgefiihrt. Bei Bebauungspldnen der
Innenentwicklung sind die Erstellung eines Umweltberichtes und einer
Eingriffsbilanzierung mit nachgeschalteter Kompensation nicht erforderlich.



Fachbereich Planen — Bauen - Wohnen Wegberg, den 24.11.2014
Stadtplanung

Bebauungsplan I-3B, Wegberg — Beecker Heide Ost/
13. Anderung

Textliche Festsetzungen

1.

GemaR § 1 Abs. 6 BauNVO wird festgesetzt, dass die Ausnahmen nach § 4 Abs. 3
Nr. 4 (Gartenbaubetriebe) und Nr. 5 (Tankstellen) nicht Bestandteil des
Bebauungsplanes werden.

Gemal § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet die
ErdgeschossfulRbodenhéhe max. 0,5 m tber der vorgelagerten Verkehrsflache liegen
darf. Grundsétzlich maRgebend fur die Ermittlung der Héhenlage baulicher Anlagen
ist die jeweilige Héhenlage der erschlieBungsmaRig vorgelagerten Verkehrsflache.
Gemall § 16 Abs. 2 Nr. 4 BauNVO wird festgesetzt, dass im Plangebiet eine
Traufhéhe von 4,50 m nicht Uberschritten werden darf. Als Traufhéhe gilt das MaR
zwischen der vorgelagerten Verkehrsflaiche und dem Schnittpunkt der AuRenseite der
AuRenwand mit der Unterseite der Dachhaut. Uberschreitungen der festgesetzten
maximalen Traufhéhe im Bereich zurlickgesetzter Wandabschnitte in einer Breite von
maximal 2,00 m je Wohngebaude sind zuldssig.

Gemal § 12 Abs.6 BauNVO wird festgesetzt, dass Garagen und Stellplatze nur
innerhalb der Uberbaubaren Flache zuléssig sind. Hiervon abweichend ist die Anlage
von Stellplatzen auf den Zufahrtsbereichen zu Garagen zuldssig. Zwischen Garagen
und grundsticksseitiger StralRenbegrenzungslinie ist ein Abstand von mindestens
5,00 m einzuhalten.

Gemal § 86 BauONRW in Verbindung mit § 9 Abs. 4 BauGB wird festgesetzt, dass
Garagen und Nebenanlagen von der im Bebauungsplan festgesetzten Dachneigung
ausgenommen sind.

Hinweise

1.

Beim Auftreten archadologischer Bodenfunde ist die Stadt Wegberg als Untere
Denkmalbehérde oder das Rheinische Amt fur Bodendenkmalpflege unverziiglich zu
informieren. Bodendenkmal und Fundstelle sind zun&chst unveréndert zu erhalten.
Die Weisung des Rheinischen Amtes fiir Bodendenkmalpflege fiir den Fortgang der
Arbeiten ist abzuwarten.

Sollten bei Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, ist umgehend die
nachstgelegene Dienststelle der Polizei, der Kampfmittelrdumdienst oder die Stadt
Wegberg, Fachbereich Burgerservice und Sicherheit, zu benachrichtigen.

Das Plangebiet liegt im Auebereich. Wegen der Bodenverhéltnisse im Auebereich
sind bei der Bauwerksgriindung ggf. besondere bauliche MaRnahmen, insbesondere
im Grundungsbereich, erforderlich. Hier sind die Bauvorschriften der DIN 1054, der
DIN 18 196 sowie die Bestimmungen der Bauordnung des Landes Nordrhein-
Westfalen zu beachten. Der natlrliche Grundwasserspiegel steht nahe der
Geléandeoberflache an. Der Grundwasserstand kann voriibergehend durch kinstliche
oder naturliche Einflisse veréndert sein. Bei den AbdichtungsmaRnahmen ist ein
zuklnftiger Wiederanstieg des Grundwassers auf das natirliche Niveau zu
bertcksichtigen. Hier ist die DIN 18195 zu beachten.

Das Plangebiet befindet sich in der Erdbebenzone 2 und in der Untergrundklasse T1.
In der DIN 4148 sind die entsprechenden bautechnischen MaRnahmen aufgefiihrt.



5.

6.

Dokument1

Aufgrund der Sumpfungsauswirkungen des Braunkohlentagebaus sind hier
ungleichmaRige Bodenbewegungen nicht auszuschlielen.

Beim Umgang mit Niederschlagswasser sind das Arbeitsblatt ATV 138 und das
Arbeitsblatt ATV-DVWK-M 153 in der jeweils gultigen Fassung zu beachten. Auf die

Notwendigkeit einer  wasserrechtlichen  Erlaubnis  bei  Einleitung  von
Niederschlagswasser wird hingewiesen.



	Vorlage
	Anlage  1 Anlage1_Abwägung Träger
	Anlage  2 Anlage2_Abwägung Öffentlichkeit
	Anlage  3 Anlage3 Planzeichnung
	Anlage  4 Anlage4 Entwurf Begründung
	Anlage  5 Anlage5 Textliche Festsetzungen und Hinweise

